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Alle vier Jahre ist es soweit, die Per-
sonalratswahlen stehen an. Falls ir-
gendwann das neue Thüringer Perso-
nalvertretungsgesetz kommen sollte, 
könnte es dann alle fünf Jahre heißen. 
Neben den klassischen Listen der GdP, 
der DPolG, des BDK und des BSBD 
wird es auch dieses Jahr eine für mich 
zurzeit noch ungewisse Zahl freier Lis-
ten im Bereich der ÖPR-, BPR- und 
HPR-Wahlen geben. Wie ich zu freien 
Listen stehe, habe ich in einem meiner 
letzten Kommentare versucht deutlich 
zu machen. Trotzdem hier noch einmal 
die Feststellung, dass sich Personalräte 
lediglich im Bereich des Personalver-
tretungsgesetzes bewegen dürfen. 

Die Personalräte unterstützenden 
Gewerkschaften haben die Möglich-
keit, diesen Rahmen zu verlassen und 
können im politischen Raum Verände-
rungen anschieben. Natürlich ist das 
leichter, wenn eine Gewerkschaft die 
Kraft vieler Mitglieder besitzt. Einfa-
cher wird es aber auch für Personalrä-
te, wenn sie sicher sein können, dass 
eine starke Gewerkschaft hinter ihnen 
steht. Die GdP Thüringen ist so eine 
starke Gemeinschaft aus Tarifbeschäf-
tigten, Verwaltungs- und Vollzugsbe-

PR-Wahlen und Mitarbeiterbefragung
Von Kai Christ, Landesvorsitzender der GdP Thüringen

amten. Deshalb hat die GdP natürlich 
Listen zu allen Personalratswahlen 
aufgestellt. „Freie Listen“ sind das 
eine, eine Organisation, die keinen 
Dachverband hat, Tarifverträge wo-
möglich noch nicht nachgezeichnet 
hat, das andere Dilemma. Diese Orga-
nisation kann also ihre Personalräte 
weder in Beamtenthemen über ihren 
Dachverband im Rahmen von Spitzen-
gesprächen noch in Tarifbeschäftig-
tenthemen unterstützen. Warum also 
sollte jemand seine Stimme der Liste 
einer solchen Organisation geben? Ich 
weiß es nicht. 

Mein Appell richtet sich an die GdP- 
Mitglieder in Thüringen und diejeni-
gen, die der GdP wohlgesonnen sind. 
Die Listen der GdP können nur ein gu-
tes Ergebnis bei den kommenden Per-
sonalratswahlen erreichen, wenn Ihr 
alle, ja auch Du und Du und Du, einfach 
jeder, der eine Stimme hat, diese auch 
für seinen Personalrat abgibt, im güns-
tigsten Fall natürlich für die Personal-
ratsvorschläge auf den Listen der GdP. 

Ich bedanke mich hier bei allen Kol-
leginnen und Kollegen, die sich bereit 
erklärt habe, auf einer GdP-Liste für 
einen Personalrat zu kandidieren. Ich 
weiß, dass ist nie eine leichte Entschei-
dung. Ich wünsche Euch allen einen 
guten Wahlverlauf und bestmögliche 
Wahlergebnisse. Ihr dürft darauf ver-
trauen, dass die GdP immer, wenn Ihr 
es für erforderlich haltet, für Euch da 
sein wird. 

Ein weiteres Thema, dass die GdP 
jetzt und ganz sicher für die nächsten 
Wochen und Monate beschäftigt, sind 
die Ergebnisse der Mitarbeiterbefra-
gung, die wir im letzten Spätsommer 
starten durften. Am 3. April 2018 ha-
ben wir Euch das erste durch uns defi-
nierte Handlungsfeld vorgestellt. In 
den kommenden Wochen werden wir 
Euch und der Öffentlichkeit die Hin-
tergründe zu diesem und drei weite-
ren Handlungsfeldern vorstellen. Wir 
sind optimistisch, dass wir erste drin-
gend notwendige Veränderungen 
noch in diesem Jahr gemeinsam mit 
dem Thüringer Ministerium für Inne-

res und Kommunales in Bewegung 
setzen können. 

Wenn keine Dienststelle der Thü-
ringer Polizei bei der Bewertung durch 
ihre Beschäftigten einen Zufrieden-
heitsgrad mit der Dienststelle von 50% 
erreicht, die BePo mit 43,3% also noch 
den höchsten Anteil an zufriedenen 
Beschäftigten aufweist, ist das für 
mich ein Alarmzeichen und zwar ein 
sehr deutliches. Wenn in meiner Hei-
matdienststelle, dem BZ, das in der 
Auswertung mit dem FB Polizei zu-
sammengefasst wurde, nur 14,8 % der 
Beschäftigten zufrieden sind in ihrer 
Dienststelle, dann ist das kein Alarm-
zeichen mehr. Hier herrscht akuter 
Handlungsbedarf. 

Die Ergebnisse der Befragung ma-
chen eines sehr deutlich, die Beschäf-
tigten der Thüringer Polizei sind in 
den vergangenen Jahren von den Ver-
antwortungsträgern stiefmütterlich 
behandelt und auf Verschleiß gefah-
ren worden. Wir haben jetzt die Fak-
ten, um ein Umdenken zu erzwingen. 

Ich will einfach nicht müde werden, 
mich bei allen zu bedanken, die sich 
an der Befragung beteiligt haben. 
Nicht für die GdP, sondern für Euch/
Sie.

Bis zum nächsten Monat,
Euer Kai
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Pressekonferenz zur Vorstellung der Ergebnisse	�  Foto: Große

Erfurt (lr). Am 29. März 2018 
stellten GdP-Landesvorsitzender Kai 
Christ und Projektleiterin Dr. Mary 
Lindner die Ergebnisse der Mitarbei-
terbefragung vor, welche im August/
September 2017 in der Thüringer 
Polizei durchgeführt wurde. An der 
Pressekonferenz nahm Innenminister 
Georg Maier teil. 

Hier die zentralen Ergebnisse und 
Empfehlungen:

20 Prozent der Beschäftigten der 
Landespolizei des Freistaates Thürin-
gen beteiligten sich an der Umfrage.  
Für eine landesweite Mitarbeiterbefra-
gung ist dieses Ergebnis als gut zu be-
werten. Die Plausibilitäts- und Reprä-
sentativitätsprüfung unterstützt die 
positive Bewertung.

In der Befragung ist auffällig, dass 
nach Prüfung der Ist- und Soll-Zahlen 
fast 95 Prozent der Personen mit Füh-
rungsverantwortung an der Studie teil-
genommen haben. Da dieses Ergebnis 
als unwahrscheinlich zu bewerten ist, 

Umfrage zeigt Handlungsbedarf
Pressekonferenz zur Mitarbeiterbefragung

wird empfohlen, 
eine Definition der 
„Führung“, d. h. 
wer führt und wer 
übernimmt Füh-
rung, zu erarbeiten 
bzw. zu überden-
ken, so- 
dass Unstimmig-
keiten im Arbeits-
prozess über die 
Personalführung 
und die damit zu-
sammenhängende 
Entscheidungsbe-
fugnis vermieden 
wird.

Die Hälfte der Befragten war zum 
Zeitpunkt der Befragung 46 Jahre und 
älter. In Hinblick auf die Überalte-
rungstendenz, die in den nächsten fünf 
Jahren sich erweitern wird, ist präven-
tiv zum Erhalt der Arbeitsfähigkeit ein 
alters- und alternsgerechtes Konzept 
bzgl. des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes empfehlenswert. Ein Perso-
nalentwicklungskonzept – als zweiter 
Pfad zur Bewältigung der Situation – 
unterstützt zudem die Gewinnung, 
Einstellung und Entwicklung von 
Fachkräften.

Nur 30 Prozent der Beschäftigten bei 
der Thüringer Polizei sind äußerst zu-
frieden mit ihrer Dienststelle. Hinge-
gen sind 49 Prozent eher schwankend 
in der Bewertung ihrer Zufriedenheit 
und 21 Prozent sind unzufrieden. Die 
niedrigsten Zufriedenheitswerte errei-
chen die Frauen und Männer an den 
Dienststellen: Verwaltungsfachhoch-
schule/Bildungszentrum (15 Prozent) 
und Landespolizeiinspektionen (27 
Prozent). Als gut zu bewerten ist, dass 
trotz des hohen Niveaus der instabilen 
Zufriedenheit 36 Prozent der Beschäf-
tigten ihren Gesundheitszustand als 
hoch bewerten und sogar 47 Prozent 
glauben, dass sie mit ihrer derzeitigen 
Tätigkeit das Renten- oder Pensionsal-
ter erreichen. Eine präventive Investiti-
on in die Gesundheit der Fachkräfte 
zahlt sich aus, denn die aktuelle Wahr-
nehmung der individuellen Gesund-
heit und die positive Zukunftsprognose 
weist auf ein hohes Niveau physischer 
und psychischer Ressourcen der Men-
schen hin.

Die Analyse der vorherrschenden 
arbeitsbezogenen Gesundheitsbe-

schwerden (dreimal pro Woche bis fast 
täglich auftretend) zeigt folgende 
Rangreihe: 1) allgemeine Müdigkeit, 
Mattigkeit, Erschöpfung (50 Prozent), 
2) Schmerzen im unteren Rücken-, im 
Nacken-, Schulterbereich (40 Prozent), 
3) nächtliche Schlafstörungen (37 Pro-
zent) sowie 4) Nervosität und Reizbar-
keit (24 Prozent).

Risiken für die Gesundheit und die 
Arbeitsfähigkeit liegen insbesondere in 
der Bewertung der Belastungsarten 
vor. 46 Prozent der Beschäftigten ge-
ben an, dass sie vorwiegend psychisch 
belastet sind und 47 Prozent sagen aus, 
dass sie eine Kombination aus psychi-
scher und physischer Belastung in ihrer 
Arbeit erleben. Insbesondere die psy-
cho-emotionalen Faktoren verweisen 
auf ein hohes psychisches Belastungs-
potenzial: Freuen auf die Arbeit (nie/ 
selten: 64 Prozent) und Gefühl der Lee-
re und des Ausgebranntseins (oft/im-
mer: 65 Prozent). Hingegen sind 
schutzhafte Faktoren fast ausgeschal-
tet: Wertschätzung durch Vorgesetzte 
(nie/selten: 84 Prozent und Wertschät-
zung durch Bürger (nie/selten: 83 Pro-
zent). Diese Ergebnisse unterstützen 
die Einführung eines Kontrollinstru-
mentes wie die Psychische Gefähr-
dungsbeurteilung, um auf die Gefah-
ren am Arbeitsplatz rechtzeitig zu 
reagieren und diese zu kontrollieren.

Unter Betrachtung der 11 Kriterien, 
die die Qualität der Arbeitsbedingun-
gen bestimmen, wird deutlich, dass bis 
auf den Sinn der Arbeit, die Beschäftig-
ten der Thüringer Polizei die zehn wei-
teren Kriterien als alarmierend bewer-
ten. Besonders negativ wirken hierbei 
auf die Gesundheit der Männer und 
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„Was sagt denn die GdP dazu, Herr Christ?“
Foto: Große

Frauen, die „Widersprüchlichen Anfor-
derungen & Arbeitsintensität“ (26 In-
dex- Punkte), die „Betrieblichen Sozi-
alleistungen“ (28 Punkte) sowie die 
„Sozialen & Emotionalen Anforderun-
gen“ (36 Index-Punkte). Bei der Be-
trachtung der Arbeitsbedingungen 
wird empfohlen, diese insbesondere 
über die Dienststellen zu kommunizie-
ren, so dass vor Ort Direktinterventio-
nen umgesetzt werden.

Generelle Treiber für eine hohe Ar-
beitsintensität und daraus resultierender 
widersprüchlicher Anforderungen sind 
(sehr häufig/oft auftretend): 1) zu knap-
pe Personalbemessung (88 Prozent), 2) 
zu lange innerbetriebliche Entschei-
dungswege (79 Prozent) und 3) zu viele, 
gleichzeitig zu bearbeitende Vorgänge 
(66 Prozent). Auch in diesem Fall bietet 
sich eine Interventionsstrategie an, die 
direkt an den Bedarfen der Dienststellen 
ansetzt, denn der Bedarf an Personal (37 
Prozent), die wachsenden Anforderun-
gen (24 Prozent) und die Kritik an Vor-
gesetzten (20 Prozent) kann an Ort und 
Stelle die Sorgen und das Unbehagen 
der Beschäftigten besser auffangen und 
eine Entlastung über arbeitsorganisato-
rische Umstellungen bewirken, d. h. ver-
hältnispräventive Maßnahmen zu konzi-
pieren und umzusetzen.

Im Augenblick bewerten die Vorge-
setzten wie Nichtvorgesetzten der Thü-
ringer Polizei die Weiterbildungs- und 
Entwicklungsmöglichkeiten mit einem 
hohen Bedarf (hohe Gesundheitsge-
fährdung: 40 Index-Punkte). Für die 
bilaterale Absprache der Arbeitsorga-
nisation sowie die Entwicklung von 
Fachpersonal bietet sich die Stärkung 
des Mitarbeiter-Vorgesetzten-Ge-
sprächs an. Interessant ist, dass ein 
Drittel der Vorgesetzten selbst an kei-
nem Fördergespräch in den letzten drei 
Jahren teilgenommen hat. Und 68 Pro-
zent der Befragten geben an, dass das 
Gespräch, wenn es denn stattgefunden 
hat, die fachliche Qualifikation nicht 
unterstützte. Hierbei ist abzuklären, 
was die Gründe für die unregelmäßige 
Umsetzung sowie die Qualitätsreduk-
tion des Instrumentariums zur Bestim-
mung der Arbeitsorganisation sowie 
der Personalentwicklung sind. Die Be-
darfe für Fort- und Weiterbildungsbe-
darfe sind vorhanden. Ein Viertel der 
Befragten gibt an, dass sie insbesonde-
re auf ihre Aufgaben bezogene bzw. 
fachspezifische Fort- und Weiterbil-
dungsbedarfe wünschen. Intern ist pro 
Dienststellen abzustimmen, wo genau 
die Bedarfe liegen. Außerdem gibt es 
weitere Bedarfe im Bereich der Stress-

bewältigung (auch eine Führungsauf-
gabe) und der IT-Schulung (zukunfts-
orientierte Weiterbildung).

Um zwischenmenschliche Abspra-
chen treffen zu können, ist eine Grund-
voraussetzung eine Informations- und 
Kommunikationskultur im Arbeits-all-
tag zu erleben, in der man offen Kritik 
äußern kann, ohne dass daraus für den 
Einzelnen bzw. die Einzelne Nachteile 
erwachsen. 67 Prozent der Befragten 
geben an, dass eine offene Meinungs-
kultur nicht zu ihrem Arbeitsalltag ge-
hört. Des Weiteren geben 57 Prozent 
an, dass sie nicht in Entscheidungen, 
die sie betreffen, einbezogen werden 
und fast die gleiche Anzahl (55 Prozent) 
gibt an, dass sie nicht in ausreichender 
Weise die Informationen erhalten, die 
sie betreffen. Eine offene Informations- 
und Kommunikationskultur fördert in-
novative Prozesse, unterstützt ein posi-
tives Image und erzeugt Lernräume für 
die Teams und die einzelnen Personen.

Als erste unterstützende Maßnah-
men gelten gesundheitsförderliche An-
gebote, die auch zur Stärkung der be-
trieblichen Sozialleistung gezählt 
werden können. Diese sind insbeson-
dere nachgefragt für Sportangebote (27 
Prozent), Rückenschule (26 Prozent), 
eine bessere Büroausstattung (Ergono-
mie) sowie Fahrzeuge und Bekleidung 
(Schutz und Wohlbefinden) (19 Pro-
zent).

Weitere Handlungsfelder zur Stär-
kung der psychischen und körperli-
chen Gesundheit ergeben sich über die 
Erhöhung des Schutzbedürfnisses der 
Polizeibeamten insbesondere im Stra-
ßendienst bzw. Erst- und Notfallein-
satz. Diese erleben zu einem hohen 
Anteil hoch belastende Arbeitsbedin-
gungen in den Bereichen: Beleidigun-
gen, körperliche Angriffe und sinken-
der Respekt vor dem polizeilichen 
Gegenüber sowie der Ausstattungs-
qualität mit Arbeitsmitteln.

Zur Stärkung der psychischen Ba-
lance ist ein ausgewogenes Verhält-
nis von Beruf und Familie bzw. Frei-
zeit eine Grundvoraussetzung. 
Rücksicht auf die Familie und deren 
Anforderungen und Bedürfnisse er-
fahren jedoch nur die Hälfte der Män-
ner und Frauen bei der Thüringer Po-
lizei. 62 Prozent der Vorgesetzten 
unterstützen jeweils die Vereinbar-
keit von Beruf und Familie. Als inno-
vativer Treiber für die Gewinnung 
von jungen Fachkräften und zur Stär-
kung der älteren Fachkräfte ist eine 
Betriebspraxis der Förderung der Ba-
lance von Beruf und Familie empfeh-

lenswert, um die Lebensrealität der 
Beschäftigten in die Betriebskultur 
pro Lebensphase abzubilden, z. B. in 
Hinblick auf die Familiengründung 
und die Pflegeverantwortung.

Zu den Abstimmungsergebnissen: 
Platz 1 – Einführung eines polizeieige-
nen Kindergartens mit schichtange-
passten Öffnungszeiten (Empfehlung: 
mit 24-Stunden-Betreuung), Platz 2 – 
Lebensarbeitszeitkonto (Empfehlung: 
Überdenken der Definition, Überle-
gung der wöchentlichen Arbeitszeiten-
reduktion sowie Einführung eines 
Sabbat-Jahres), Platz  3 – 12-Stunden-
Schicht (Empfehlung: betreffend nur 
für Beschäftigte im Schichtsystem) und 
Platz 4 – Hinausschieben des Renten- 
und Pensionseintritts (Empfehlung: 
Überdenken der Definition).

In einem ersten Statement zu den 
Ergebnissen erkannte Innenminister 
Georg Maier die Ergebnisse der Mit-
arbeiterbefragung an. Er habe selbst 
in den letzten Wochen und Monaten 
viele Dienststellen besucht, mit den 
Mitarbeitern gesprochen und sogar 
eine Nacht mit einer Funkwagenbe-
satzung in Erfurt verbracht. Die Be-
fragung decke sich also zum Teil mit 
seinen eigenen Erkenntnissen. Er 
wolle sich dafür einsetzen, dass die 
Ergebnisse der Befragung zu prakti-
schen Maßnahmen führten. Er ver-
wies aber auch darauf, dass für man-
che Maßnahmen auch Geld in die 
Hand genommen werden müsse und 
sein Budget begrenzt sei. Nicht alles 
Wünschenswerte könne auch sofort 
finanziert werden. Er sicherte eine 
weitere vertrauensvolle Zusammen-
arbeit mit Gewerkschaften und Per-
sonalvertretungen zu und bat um de-
ren Unterstützung. 

Die Ergebnisse der Mitarbeiter-Be-
fragung zu den Arbeitsbedingungen 
bei der Landespolizei des Freistaates 
Thüringen wurden dem Thüringer 
Ministerium für Inneres und Kommu-
nales vollständig zur Verfügung ge-
stellt. 
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8. Landesdelegiertentag

Liebe Delegierte der GdP Thürin-
gen, ihr habt es am gestrigen Tag so 
entschieden, für die nächsten vier Jah-
re darf ich diese besondere, eigenwilli-
ge, manchmal ein bisschen starrsinni-
ge und in einigen Bereichen sogar 
wunderbar einzigartige Organisation 
als Vorsitzender auf den gewerk-
schaftspolitischen und realpolitischen 
Parkett und im wirklichen Leben nach 
außen vertreten. 

Vor vier Jahren, zum Antritt meiner 
ersten Legislatur als Landesvorsitzen-
der der GdP Thüringen, war eine Fra-
ge des MDR: Herr Christ, welche Ziele 
haben sie als neuer Vorsitzender für 
die kommenden vier Jahre? Meine 
Antwort vor einer Fernsehkamera war 
damals noch etwas verhalten: Ich 
möchte mich als Landesvorsitzender 
der GdP Thüringen dafür starkma-
chen, dass der Personalabbau in der 
Thüringer Polizei ein Ende findet. 

Nun ja, da bleibt hier zu resümie-
ren, dass wir zwar dazu beitragen 
konnten, dass die Einstellungszahlen 
im Polizeivollzug seitdem stetig ange-
stiegen sind. Von noch 125 Einstellun-
gen 2014 auf 155 Einstellungen 2015 
und 2016 hin zu 200 Einstellungen 
2017 und erwarteten 260 Einstellun-
gen 2018. Licht am Ende des Tunnels 
wird sichtbar. 

Ganz nebenbei haben aber die er-
höhten Einstellungszahlen zur Folge, 
dass sich am Bildungszentrum der 
Thüringer Polizei eine sogenannte 
„Freie Liste“ für die anstehenden Per-
sonalratswahlen gegründet hat. Ein 
Grund für diese Gründung soll sein, 
dass die GdP dafür verantwortlich ist, 
dass sich die Landesregierung dafür 
entschieden hat, die Einstellungszah-
len im Polizeivollzug zu erhöhen? An 
der Stelle fällt mir Folgendes ein:

1. Vielen Dank für die Blumen!
2. �Was ist das für eine krude Be-

gründung? 
Die GdP und ihr Vorsitzender könn-

ten sich doch jetzt auch mal feiern, 
mehr als 100% Steigerung bei den 
Einstellungszahlen im Polizeivollzug 
innerhalb der letzten vier Jahre! Und 
was macht die GdP? – Nein, es ist nicht 
das gewerkschaftstypische „Aber“, es 
ist die Darstellung der Realität. Die Be-
schäftigtenzahlen des Thüringer Poli-
zeivollzuges werden bis 2020 weiter 
sinken, die Zahl der Beschäftigten in 

Eingangsamt anheben, Tarif gerecht bezahlen
Auszüge aus der Festrede von Kai Christ, Landesvorsitzender der GdP Thüringen

den Bereichen der Verwaltungsbeam-
ten und Tarifbeschäftigten wird eben-
falls weiter schrumpfen. Daraus folgt, 
dass Vollzugsbeamte Verwaltungstä-
tigkeiten ausüben werden und dann 
zum eh schon schrumpfenden Perso-
nalbestand der Vollzugsbeamten für 
Vollzugsdiensttätigkeiten nicht mehr 
zur Verfügung stehen. 

Was heißt das also für die GdP in 
den kommenden vier Jahren? Die GdP 
Thüringen möchte einen definierten 
Einstellungskorridor für Verwaltungs-
beamte und Tarifbeschäftigte in der 
Thüringer Polizei. Damit sind wir al-
lerdings mitten drin im Beschäftigten-
dilemma, wenn Dein Arbeitgeber 
Freistaat Thüringen heißt und Du im 
Zuständigkeitsbereich des TMIK be-
schäftigt bist. Bei Vorschlägen der 
GdP zur Verbesserung der Einkom-
menssituation unserer Beschäftigten 
bekomme ich zuerst immer zu hören: 
„Oh Herr Christ! Sie wissen schon, wir 
reden hier über den zweitgrößten Per-
sonalkörper in der Thüringer Verwal-
tungslandschaft, gleich nach dem Bil-
dungsbereich“. 

Wie, gleich nach dem Bildungsbe-
reich? 

Die Beschäftigtenzahlen des Bil-
dungsministeriums bewegen sich zur-
zeit irgendwo bei 18 000 Beschäftig-
ten. Gleich danach wären 15 000 oder 
vielleicht noch 12 000 Beschäftigte! 
Wir reden, wenn wir den Zahlen des 
TMIK glauben dürfen und das tun wir, 
über knapp 7000 Beschäftigte inner-
halb der Thüringer Polizei, dass meint 
Vollzug, Verwaltung und Tarif, das ist 
doch aber bitte schön nicht gleich hin-
ter dem Bildungssektor, selbst wenn 
wir die Beschäftigten des Thüringer 
Justizvollzuges noch miteinbeziehen 
würden, die ein Personalvolumen von 
knapp 1000 Beschäftigten umfasst und 
die nach unserem Selbstverständnis 
zu uns gehören, wären wir also bei ei-
nen Personalkörper von 8000 Beschäf-
tigten und wenn wir uns jetzt noch die 
Besoldungsstruktur in den Bereichen 
Polizeiverwaltung und Justizvollzug 
ansehen, ist da mal „Nichts“ gleich 
nach dem Bildungssektor. 

Deswegen her mit der A 8 als Ein-
gangsamt im mittleren Vollzugs- und 
Verwaltungsdienst, in Polizei und Jus-
tizvollzug. Weg mit der E 3 bei den 
Eingruppierungen von Tarifbeschäf-

tigten innerhalb der Thüringer Polizei. 
Und bitte, ich weiß, dass wir einen Ta-
rifvertrag der Länder (kurz TV-L) ha-
ben. 

Ich weiß aber auch, dass es Aufga-
ben deutlich oberhalb der E 3 gibt und 
Verantwortungsträgern mit Regress 
gedroht wird, wenn sie Tarifbeschäf-
tigte mit diesen Aufgaben betrauen 
und denen dann daraus womöglich 
ein Anspruch auf eine Höhergruppie-
rung erwachsen könnte. Da setzen 
man dann einen Vollzugsbeamten für 
eben diese Aufgaben ein, der dann 
natürlich wieder für Vollzugsdiensttä-
tigkeiten fehlt.

Die GdP wird gemeinsam mit dem 
DGB-Rechtsschutz prüfen, ob der 
Freistaat Thüringen hier nicht rechts-
widrig den TV-L umgeht. Ach ja, ich 
weiß natürlich auch, dass zum Beispiel 
der Schießstandwart im TV-L sogar 
explizit benannt ist und dort mit E 3 
bedacht wurde. Schlimm genug. Die 
Zeiten, als ein Schießstandwart die 
Ringscheiben ausgewechselt und die 
Hülsen vom Schützenstand entsorgt 
hat, sind aber schon lange vorbei. Für 
die Tätigkeiten eines Tarifbeschäftig-
ten im Bereich der Thüringer Polizei 
muss eine Eingruppierung unter E 5 
der Vergangenheit angehören!  Dass 
es geht, beweisen uns andere Bundes-
länder von Nord bis Süd. Also keine 
falsche Scheu und die Tätigkeitsbe-
schreibungen nicht an den Haushalt 
angepasst, sondern an die notwendi-
gerweise zu erfüllenden Tätigkeiten. 
Das wird übrigens auch bei dem 
zweitgrößten Personalbestand in der 
Thüringer Verwaltung den Landes-
haushalt nicht ins Schleudern bringen. 

Die Lösung für eine andere Unge-
rechtigkeit übrigens auch nicht. Es 
geht um die Einheiten der Bereit-
schaftspolizei und die Einheiten der 
neudeutsch genannten ESUs. Dienst 
nach irgendeinen Plan, der sich spä-
testens mit dem Veröffentlichen schon 
wieder selbst überholt hat. „Betonwo-
chenenden“, schon der Begriff lässt 
mich nachdenklich werden. Wenn 
dann aber diese in vermeintlich in Be-
ton gegossenen Wochenenden so 
schnell dahinschmelzen, als wären sie 
aus Butter, wird die Absurdität offen-
sichtlich. So oder so ähnlich geht es 
den Einheiten der ESUs auch. Diese 
Kollegen, die am Anfang der Woche 
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Der neugewählte geschäftsführende Landesvorstand	�  Foto: Große

8. Landesdelegiertentag

mitunter nicht wissen, ob Freitag frei 
ist oder nicht, geschweige denn vier 
Wochen oder gar ein ganzes Jahr im 
Voraus planen können. Die bekom-
men dafür? Genau nichts! Keine 
Wechselschichtzulage, machen ja 
auch keine wechselnden Schichten, 
na ja jedenfalls nicht so wie es die Er-
schwerniszulagenverordnung der 
Thüringer Polizei für eine Wechsel-
schichtzulage verlangt. Was? Der mie-
seste Dienst und dafür gibt es nichts! 
Das muss aufhören, eine BePo-Zulage 
nach dem Beispiel von Sachsen und 
Brandenburg ist ein Anfang, löst aber 
das Problem der ESUs nicht. Es gibt 
eine Lösung, gerecht und zeitgemäß. 
Weg mit der Wechselschichtzulage, ja 
sie haben richtig gehört, weg mit die-
sem bürokratischen Konstrukt, dass 
mehr verhindern als gut machen will 
und her mit 5 Euro DUZ für jede ge-
leistete Nachtstunde, für jeden und 
damit meine ich auch jeden, der eine 
Nachdienststunde erbringt! 

Auf Seite 92 des Koalitionsvertrages 
der aktuellen Landesregierung be-
ginnt das Kapitel 12.2. Dort verabrede-
te die Koalition so spannende Dinge 
wie, ich zitiere: „Der Stellenplan des 
Landeshaushaltes ist im Ergebnis der 
Überprüfung an die Organisations- 
und Dienstpostenpläne anzupassen.“

Überprüft wurde die Organisation 
ja mehr oder weniger erfolgreich. Eine 
Anpassung des Stellenplanes des Lan-
deshaushaltes an die ODPs gab es bis 

heute nicht, auch keinerlei Aktivitäten 
in diese Richtung. Das wäre aber eine 
Grundvoraussetzung, um sich mit der 
übernächsten Verabredung ernsthaft 
zu beschäftigen. Die „Einführung ei-
ner leistungsorientierten Regelbeför-
derung“ hat auch noch niemand in 
dieser Koalition ernsthaft geprüft.

Ein Blick in andere Bundesländer 
verkneife ich mir hier, denn es geht 
um die Attraktivität der Berufsbilder 
Polizeivollzug und Justizvollzug in 
Thüringen. Wir werden in den kom-
menden vier Jahren die Landesregie-
rung hart fordern, diese Berufe attrak-
tiv und konkurrenzfähig zu machen. 
Nur dann können wir mit ausreichen-
den und guten Bewerbern für die Aus-
bildungen rechnen. 

Ich möchte jetzt nochmal zum Bil-
dungszentrum der Thüringer Polizei 
kommen, hier und heute sind die Mo-
dultrainer/Fachlehrer mein Thema. Es 
geht um die Bewertung der Stelle ei-
nes Modultrainers/Fachlehrers. Da 
stehen im ODP des Bildungszentrums 
eine A 11. 

Man könnte sagen es geht schlech-
ter, aber darauf muss niemand Stolz 
sein, dass nach einem dreijährigen 
Studium für Direktbewerber oder 
zweijährigen Studium für Aufsteiger 
in der A 10 womöglich Ende ist. Zum 
Studium treibt es da einen Aufsteiger 
aus dem mittleren Dienst nur, weil er 
sonst vielleicht nie die A 9 erreicht. 
Zurück an das Bildungszentrum in 

Meiningen, weiß jemand, was die Kol-
leginnen und Kollegen dort auf dem 
Drachenberg leisten? Natürlich, die 
stehen auch mal in den warmen und 
zu kleinen Klassenräumen und versu-
chen im Frontalunterricht, den Auszu-
bildenden das „Laufen“ in der Polizei 
beizubringen. Das ist aber lange noch 
nicht alles. So ein Modultrainer/Fach-
lehrer bildet den mittleren Dienst aus, 
im theoretischen und praktischen Un-
terricht, der unterstützt die Ausbil-
dung der Bacheloranwärter im theore-
tischen Unterricht, häufiger aber in 
der praktischen Ausbildung, ein 
Hauptbestandteil des Bachelorstudi-
ums. Nein hier ist noch nicht Ende für 
einen Fachlehrer im BZ Meiningen. 
Jetzt macht sich der Fachlehrer noch 
daran, eine oder auch mehrere Fortbil-
dungsseminare für die Kolleginnen 
der Thüringer Polizei und für Kolle-
ginnen der Polizeien der Sicherheits-
kooperation zu konzipieren und 
durchzuführen. Das wars jetzt, oder? 
Ähm nein, noch nicht ganz. Mitunter 
unterstützen die Kolleginnen des BZ 
auch die Landespolizei bei Schwer-
punkteinsätzen, wenn am Kyffhäuser 
wieder die Motorradsaison beginnt 
oder bei Einsätzen wie in Themar oder 
wenn in Thüringen mal wieder Thü-
ringentag ansteht. Die A 13 ist unser 
Ziel für die Fachleute in der Thüringer 
Polizei, die Aus- und Fortbildung in al-
len Bereichen, nicht nur der Thüringer 
Polizei, gewährleisten!
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Kai Christ überreicht die Ehrenurkunde.� Foto: Große

Kleine Geschenke erhalten die Freundschaft.� Fotos: KG NTH

Oberhof (lv). Der 8. Landesdele-
giertentag der GdP Thüringen hat 
einstimmig beschlossen, dem 
ehemaligen Vorsitzenden der 
Seniorengruppe, Dieter Johannes, 
die Ehrenmitgliedschaft in der GdP 
Thüringen zu verleihen.

Dieter Johannes hat von 2005 bis 
2018 die Seniorengruppe der GdP 
Thüringen geleitet. Mit dem Landes-
delegiertentag schied er aus Alters- 
und Gesundheitsgründen aus allen 
Funktionen in der GdP Thüringen 
aus. In seiner Zeit als Landessenio-
renvorsitzender hat er die Arbeit der 
Landesgruppe ganz wesentlich ge-
prägt und ihr auch über die Grenzen 
der Gewerkschaft hinaus Geltung 
verschafft.

Die Seniorengruppe gestaltet nicht 
nur eine aktive Seniorenarbeit, sie 
leistet darüber hinaus Unterstützung 
bei vielen Aktivitäten der GdP. Bei 
Tarifkämpfen und Demonstrationen 
oder bei der Einsatzbetreuung sind 
auch immer Senioren aktiv dabei. 

Landesdelegiertentag

Erstes Ehrenmitglied der GdP Thüringen
Viele dieser Ver-
anstaltungen hat 
Dieter Johannes 
in den letzten 
Jahren selbst mit-
gemacht.

Aus diesen 
Gründen hatte 
Edgar Große 
dem geschäfts-
führenden Lan-
desvorstand den 
Vorschlag ge-
macht, beim Lan-
desdelegierten-
tag die Verleihung 
der Ehrenmit-
gliedschaft des 
Landesbez i rks 
an Dieter Johan-
nes zu beantra-
gen. Der Landesdelegiertentag 
stimmt dem Vorschlag einstimmig 
zu. Noch während des Landesdele-
giertentages konnte Landesvorsit-
zender Kai Christ die Ehrenurkun-
de an Dieter Johannes überreichen. 
Die Delegierten erhoben sich von 

ihren Plätzen und spendeten dem 
Geehrten stehend Beifall. Dieter Jo-
hannes dankte dem Delegiertentag 
und der GdP Thüringen für die er-
wiesene Ehre und versicherte, der 
GdP auch künftig verbunden zu 
bleiben.

Sondershausen/Artern (MB). In der 
PI Kyffhäuser wurde am 8. März, dem 
Internationalen Frauentag, den 
weiblichen Kollegen in der Dienststel-
le in Artern und Sondershausen ein 
wenig gedacht. Glückwünsche und 
Händedruck gab es viel von den 
männlichen Mitarbeitern, auch die 
eine oder andere kleine Nascherei als 
nette Geste von der Chefetage.

Getreu dem Ausspruch von Kathari-
ne Hepburn, „Frauen von heute war-
ten nicht auf das Wunderbare – sie in-
szenieren ihre Wunder selbst“, waren 
es die Kolleginnen selbst, welche sich 
den Arbeitstag ein wenig schöner 
machten oder die kleinen Geschenke 
der Gewerkschaft GdP zusammenstell-
ten und an die Kolleginnen übergaben.

Dies geschah wie in Artern während 
einer kleinen Kaffeerunde mit selbst-
gebackenem Kuchen und gutem Ge-
spräch oder wie in Sondershausen in 
kleinem fröhlichen Miteinander im 

Aus den Kreisgruppen

GdP-Frauen in PI Kyffhäuser überrascht
Büro. All das natürlich ohne die alltäg-
liche Arbeit in der Einsatzzentrale, dem 
Geschäftszimmer oder dem Ermittler-
büro aus den Augen zu verlieren. „So 
sind wir eben“, könnte man dazu sa-
gen.

Für ihre Arbeit und ihren täglichen 
Einsatz – zwischen Familie und Beruf – 
dankten stellvertretend für die Nord-
thüringer Kreisgruppe der Gewerk-
schaft Manja Braunsdorf und Jana 
Henschel. Sie hatten sich Gedanken 
gemacht, wie man den Kolleginnen 
eine kleine Freude bereiten kann. Für 

jede GdP-Frau innerhalb der PI KYF 
gab es eine liebevoll gepackte Tüte mit 
Leckereien und nützlichem Kleinig-
keiten. Auch ein paar Frauen der ZBS, 
welche ebenfalls zur Kreisgruppe ge-
hören, wurden dabei nicht vergessen. 
Dies kam bei den Frauen sehr gut an. 
Manch männlicher Kollege bedauerte 
wohl, an diesem Tag kein Geschenk 
bekommen zu haben, und verwies mit 
einem Augenzwinkern schon auf den 
noch anstehenden „Männertag“. In 
diesem Sinne sei gesagt: „Schön, dass 
es euch gibt!“
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Die Thüringer Teilnehmer� Foto: Karzenburg

Potsdam (lr). Unter diesem Leit-
spruch tagten am 19. und 20. März 
2018 rund 110 Delegierte aus der 
gesamten Bundesrepublik anlässlich 
der 8. Bundesseniorenkonferenz der 
GdP. Auch vier Vertreter aus Thürin-
gen nahmen an der Konferenz teil.

Dieter Johannes als Mitglied des 
Bundesseniorenvorstands und Marieta 
Lindner (Suhl), Herbert Wollstein 
(Gotha) und Edgar Große (Jena) als De-
legierte vertraten die Interessen der 
Thüringer Seniorinnen und Senioren. 
Eigene Anträge an den Bundeskon-
gress hatte die Seniorengruppe Thürin-
gen nicht gestellt.

Eines der zentralen Themen des 
Kongresses war die Verbesserung der 
Vertretung der Interessen der Senioren 
innerhalb der eigenen Organisation 
und innerhalb der Gesellschaft. Die Se-
niorengruppe ist bekanntlich eine ei-
genständige Personengruppe inner-
halb der GdP. Bereits innerhalb der 

Seniorenjournal

„Erfahrung gestaltet Zukunft“
GdP ist trotzdem festzustellen, dass 
z. B. auch in Thüringen die Senioren-
gruppe nicht angemessen vertreten ist. 
Beim Landesdelegiertentag oder beim 
Bundeskongress sind Senioren als De-
legierte unterrepräsentiert. Gleichzei-
tig sind Senioren aber aktiv in der Or-
ganisation tätig. Sie gestalten nicht nur 
Seniorenveranstaltungen, sie sind bei 
Tarifauseinandersetzungen ebenso 
präsent wie bei der Einsatzbetreuung.

Innerhalb des DGB gibt es eine kon-
troverse Diskussion darüber, ob die Se-
nioren eine eigene Vertretung brau-
chen oder nicht. In einer Podiums- 
diskussion wurde deutlich, dass der 
DGB auf die vielen Senioren als Ge-
werkschaftsmitglieder nicht verzichten 
möchte, eine eigenständige Vertretung 
der Senioren jedoch für überflüssig 
hält. Jörg Radek, im geschäftsführen-
den Bundesvorstand der GdP zustän-
dig für Senioren und mehrere Senio-
ren, meldeten sich zu Wort, um für eine 
eigenständige Seniorenvertretung zu 
werben. Hauptargument: Wer wüsste 

besser, welche Interessen und Bedürf-
nisse Senioren haben als die Senioren 
selbst.

Sehr spannend war offensichtlich 
auch ein Vortrag von Pastor Axel Kul-
lig, Seelsorger im Bereich der Polizeidi-
rektion Oldenburg. Seine These ist: 
„Ob ich alt bin oder nicht, entscheide 
ich.“ Seine Empfehlung an die Senio-
ren: Mach was aus Deinem Seniorenle-
ben und lass Dich nicht hängen. „Wer 
rastet – rostet“, wussten schon unsere 
Altvorderen und der Spruch hat an Ak-
tualität nichts verloren. 
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Personalentwicklung der Polizeiverwaltung in …
… Thüringen

Nach der Polizeistrukturreform im 
Jahr 2012 werden die Aufgaben einer 
zentralen Verwaltungsbehörde mit 
entsprechenden Dienst- und Service-
leistungen für die gesamte Thüringer 
Polizei durch die Landespolizeidirekti-
on wahrgenommen. Hier sind Tarifbe-
schäftigte, Verwaltungs- und Polizei-
vollzugsbeamte in der Verwaltung 
tätig. Die Polizeiverwaltung ist ein we-
sentlicher Teil der Polizei und unter-
scheidet sich deutlich von der allge-
meinen Verwaltung. Grundlage der 
beruflichen Entwicklung ist jedoch die 
Thüringer Laufbahnverordnung sowie 
die Beurteilungsrichtlinie Allgemeine 
Verwaltung. 

Für die Jahre 2016 und 2017 gab es 
für die Thüringer Polizei eine Beförde-
rungsquote von zusammen zehn Pro-
zent. Diese wurde im Innenressort zu 
gleichen Teilen aufgeteilt. Eine Unter-
scheidung zwischen Polizeivollzugs-
dienst und Verwaltung wurde nicht 
vorgenommen. Zusätzlich erfolgte 
eine Trennung in nichttechnischen, 
technischen und naturwissenschaftli-
chen Dienst. Längere Wartezeiten im 
jeweiligen Amt, überwiegend im mitt-
leren, aber auch im gehobenen und 
höheren Dienst, sind seit Jahren die 
Folge. Eine eigene Ausbildung von 
Verwaltungspersonal gibt es bei der 
Thüringer Polizei nicht. Sie erfolgt für 
den gehobenen Dienst an der Thürin-
ger Fachhochschule und für den mitt-
leren Dienst an der Verwaltungsschu-
le. Nach der Ausbildung können sich 
die Absolventen auf angebotene Stel-
len der Landesverwaltung bewerben. 

Die GdP fordert schon seit Länge-
rem eine Polizeilaufbahn, welche auch 
die Polizeiverwaltung beinhaltet, eine 
strikte Trennung der Vollzugs- und 
Verwaltungsdienstposten sowie eine 
mögliche Besetzung aller Planstellen 
auch durch Tarifbeschäftigte. Eine 
Personalentwicklung soll für alle Be-
schäftigte der Thüringer Polizei statt-
finden. Leistung und Engagement 
muss sich in diesem Bereich wieder 
lohnen und endlich eine entsprechen-
de Wertschätzung erfahren.

Monika Pape

... Sachsen-Anhalt

... kann man auch gleichsetzen mit 
Personalabbau. Allein in den 90er-
Jahren wurde versucht, Vollzugsbe-
amte von Verwaltungstätigkeiten zu 
befreien und in Größenordnungen Be-
schäftigte eingestellt. Wie sich heraus-
stellte zum Nachteil der Beschäftigten, 
denn schon wenige Jahre später wur-
den immense Abbauzahlen beschlos-
sen. Sie stehen bis zum heutigen Tage.

Es geht nicht um eine funktionie-
rende Verwaltung, eher um Verhält-
niszahlen. Es ist nie gelungen, ein ech-
tes Personalentwicklungskonzept für 
die Verwaltung zu erstellen. Beschäf-
tigte für die Aufgaben in der Zukunft 
zu qualifizieren, ihre Stärken zu er-
kennen und zu fördern. Es war eben 
leichter, in den Topf des Polizeivollzu-
ges zu greifen und Verwaltungsposten 
mit ihnen zu besetzen.

Für die Zukunft sollte es uns gelin-
gen, die Beschäftigten wieder mehr in 
den Fokus zu rücken. Durch professi-
onelle Wahrnehmung von Verwal-
tungsaufgaben stellen wir sicher, dass 
Polizeibeamte ihre Kernaufgaben un-
eingeschränkt wahrnehmen können. 
Die Verhältniszahlen haben dazu ge-
führt, dass wir heute in einigen Be-
hörden massive Fehlstellen haben. 
Gut ausgebildete Verwalter haben 
die Landespolizei verlassen, da sie in 
anderen Ressorts höher bewertete 
Dienstposten wahrnehmen konnten 
oder einfach ein besseres Arbeitskli-
ma vorfanden. Wir haben mit der 
neuen Strukturreform die Möglich-
keit, seriöse Berechnungen anzu- 
stellen.

Die Verwaltung ist kein „notwendi-
ges Übel“, sie ist eine tragende Säule 
zur Aufrechterhaltung der inneren Si-
cherheit. Diese Arbeit muss gut vergü-
tetet bzw. besoldet werden. Engage-
ment muss sich wieder lohnen. 
Neueinstellungen, auch über dem 
Soll, müssen getätigt werden, damit 
nicht auch das Wissen der Kolleginnen 
und Kollegen mit in den Ruhestand 
geht. Ausbildung als Zauberwort. 
Nicht Abbau, sondern Qualifizierung 
und Wertschätzung im Bereich der 
Verwaltung!

info drei

… Sachsen

Die Polizeiverwaltungen tragen we-
sentlich bei der Aufgabenerfüllung des 
PVD bei. Durch Personalreduzierun-
gen wurden viele Verwaltungsstellen 
nicht mehr neu besetzt. Im Ergebnis 
hat sich die Personaldecke in Verwal-
tungen verringert, was dazu führt, dass 
manche Aufgaben nur noch sporadisch 
wahrgenommen werden bzw. privati-
siert wurden. Am Beispiel der Abt. 4 im 
PVA kann gezeigt werden, wie mit ei-
ner ordentlichen Personalausstattung 
qualitativ und quantitativ, spezifisch für 
die Polizei ausgerichtet, bessere Arbeit 
leistet wird, als ein externer Dienstleis-
ter das konnte. Bei 1.000 neuen Stellen 
(nur PVD) für die Sächsische Polizei ist 
es erforderlich, auch im Bereich der 
Verwaltung das Personal entsprechend 
aufzustocken. Schließlich bedarf es 
auch für zusätzliche Polizisten qualifi-
ziertes Personal, das u. a. die Stellen 
verwaltet, Reisekosten abrechnet, Ser-
vice bei WuG, IUK, KfZ, Beschaffungs-
wesen und Logistik bereitstellt. Um 
zuverlässiges und gut qualifiziertes 
Personal zu bekommen, muss der Ver-
waltungsbereich tarifpolitisch bzw. 
laufbahnrechtlich attraktiv werden und 
Beruf und Familie in Einklang gebracht 
werden können. In den kommenden 
Jahren wird ein verstärkter Altersab-
gang einsetzen. Die Frage wird sein, 
wie die Stellen besetzt werden sollen, 
wenn bereits jetzt absehbar ist, dass Al-
tersabgänge in den anderen öffentli-
chen Verwaltungen ersetzt werden 
müssen. Die Fachhochschule in Mei-
ßen wird bei ihrer jetzigen Kapazität 
nicht genügend Fachkräfte ausbilden 
können. Umso mehr muss seitens der 
Sächsischen Polizei durch eine attrakti-
ve Personal- und Tarifpolitik die Schaf-
fung einer Polizeiverwaltungszulage 
für Verwaltungsbeamte, die Wieder-
einführung des Bewährungsaufstieges 
für Tarifbeschäftigte oder die verstärkte 
Nutzung der Möglichkeit des prü-
fungsfreien Laufbahnwechsels für be-
rufserfahrene Verwaltungsbeamte An-
reize geschaffen werden, um Personal 
zu beschaffen oder zu halten.

Klaus Hanisch


